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Wirtschaft, Wissenschaft und eine Orgel
Staatsministerin Maria Böhmer besucht Argentinien
Von Michaela Ehammer
Olmelda De Flugelman (Kuratorin des Jüdischen Museum), Rabbiner Simon Moguilevsky, Staatsministerin Maria Böhmer, Sergio Bergman (Minister für Umwelt und nachhaltige Entwicklung) und der Deutsche Botschafter Bernhard Graf von Waldersee. (Foto: eha)
Buenos Aires (AT) - Die „Sinagoga de la Congregación Israelita de la República Argentina“, eine der ältesten von Buenos Aires, öffnete am Mittwoch ihre Tore. Anlass war der Besuch der deutschen Staatsministerin im Auswärtigen Amt, Prof. Dr. Maria Böhmer, die eine substanzielle finanzielle Unterstützung der Bundesregierung für die Restaurierung der Orgel der Synagoge ankündigte.
„Wenn ich an jüdisches Leben in Deutschland erinnere, erinnere ich an die dunkelste Stunde Deutschlands. Der Holocaust erfüllt einen mit tiefer Trauer“, betonte die Staatsministerin. „Es ist ein ganz besonderer Moment für mich. All die Objekte, die hier in der Synagoge ausgestellt sind, erzählen eine Geschichte. Geschichten jener, die aufbrechen mussten und ihr Glück suchten.“
Das Besondere in dieser Synagoge in Buenos Aires ist eine Orgel vom deutschen Orgelbauer Walcker. Sie wurde im Jahre 1931 speziell für diese Synagoge in Ludwigsburg gebaut und nach Buenos Aires gebracht und ist eine von weltweit nur noch drei erhaltenen Orgeln des deutschen Herstellers. Eine weitere steht unter anderem in Paris.
„Mit großer Freude stellt das Auswärtige Amt die Mittel zur Restaurierung bereit“, so Böhmer. „Der Klang der Musik überschreitet alle Grenzen. Musik verbindet die Menschen und die Orgel soll ein Symbol dafür sein.“ Die freundschaftliche Verbindung zu Israel sei groß und nur deshalb möglich, weil Juden aus Israel dem deutschen Volke die Hand reichten, so die gebürtige Mainzerin weiter.
Die jüdische Gemeinde in Argentinien hat sich seit Ende des 19. Jahrhunderts angesiedelt und umfasste einmal eine halbe Million. Heute leben etwa 200.000 Juden in Argentinien, die Mehrzahl davon in Buenos Aires. Viele sind seither ausgewandert und nun in der ganzen Welt verstreut, jedoch durch ein unglaublich starkes Netzwerk mit einem engen Band gefestigt.
Die Staatsministerin will mit ihrer Argentinienreise vom 2. bis 5. Februar wirtschaftliche, wissenschaftliche und kulturelle Beziehungen zwischen Deutschland und Argentinien festigen. Sie kam deshalb mit Außenministerin Susana Malcorra, Kabinettschef Marcos Peña und Erziehungsminister Esteban Bullrich zusammen. Böhmer traf sich auch mit deutschen Unternehmern in Buenos Aires.
Bei ihrem Besuch ging es auch darum, sich über die aktuelle Situation und die Aussichten Argentiniens unter der neuen Regierung von Präsident Mauricio Macri zu informieren. „Ich wünsche der Regierung, dass sie eine glückliche Hand hat. Die ganze Welt schaut jetzt zu. Deshalb bin ich auch hier, als Vertreterin der Bundesrepublik“, sagte die Staatsministerin am Mittwoch.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Chinesisches Neujahr
Mit farbenfrohem Drachenlauf, asiatischen Klängen und Getrommel wurde am vergangenen Wochenende, eine Woche verfrüht, das Chinesische Neujahr eingeläutet. Für die in Argentinien ansässige chinesische Gemeinschaft, zu der etwa 180.000 Menschen aus 56 verschiedenen Ethnien zählen, ist es der wichtigste Feiertag. Auf das Jahr der hölzernen Ziege folgt am 8. Februar nun das des Feuer-Affen. Tausende von Menschen feierten das 4714. Jahr in ausgelassener, wenn auch in etwas gedämpfterer Stimmung als sonst. Unter den zahlreichen Gästen befanden sich auch Horacio Rodríguez Larreta, der Bürgermeister von Buenos Aires, sowie Vizepräsidentin Gabriela Michetti. Die Plaza Parques Nacionales - zum ersten Mal Schauplatz dieser Feierlichkeiten - verwandelte sich in eine magische Welt aus Martial-Art-Shows, Schönschreibkünsten, Modenschauen mit traditionellen ethnischen Roben, chinesischen Malereien und Tänzen. Der Gong erklang glückverheißend, nachdem die Drachen mit dem Anmalen der Pupillen in den Farben Rot, Grün, Gelb, Gold und Silber aus dem Schlaf erweckt wurden - ebenfalls ein Ritual, das Glück und gute Geschäfte mit sich bringen soll. Auch kulinarisch war allerhand geboten. So fand man nicht nur gebratenen Reis, Frühlingsrollen oder Sushi aus der asiatischen Küche, sondern konnte auch in die aromatischen Welten aus anderen Ländern eintauchen, wie Armenien oder Peru. Auch Österreich war mit einem Stand vertreten, an dem köstlicher Apfelstrudel verkauft wurde. Dafür dass das Barrio Chino sonst eher als ein günstiges Pflaster bekannt ist, überraschten die überteuerten Preise beim Fest.
Derby-Randale
Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat zwölf Spielern und drei Mitgliedern des Trainerstabs der Fußballmannschaften Gimnasia y Esgrima und Estudiantes aus La Plata ein Stadionverbot für zwei Spieltage erteilt. Gimnasia y Esgrima muss zudem in der kommenden Meisterschaft zwei Heimspiele ohne Publikum austragen. Bei dem Derby der Provinzhauptstadt, einem „Freundschaftsspiel“, war es am Sonntag in der Nachspielzeit zu einer Schlägerei unter den Spielern gekommen. Die Sportzeitung „Olé“ sprach vom „Skandal des Jahres“. Die Strafe wurde von der „Agentur für die Gewaltprävention im Sport“ (Aprevide) ausgesprochen. Der Klub Estudiantes hat Geldstrafen für seine involvierten Spieler angekündigt. Sanktionen des Argentinischen Fußballverbandes AFA dürften folgen. Das Nationale Sicherheitsministerium hatte erst am vergangenen Freitag angekündigt, eine Fußball-Straftäter-Datei einzuführen. Spieler sollten da bisher nicht aufgenommen werden.
Jujuy kommt in die Hauptstadt
In San Salvador de Jujuy haben am Dienstag Protestgruppen die Auflösung des Zeltlagers auf der zentralen Plaza Belgrano vor dem Regierungsgebäude beschlossen. Sie wollen damit eine neue Verhandlungsgrundlage zur Freilassung der festgenommenen Sozialaktivistin Milagro Sala schaffen. Die umstrittene Chefin der in der Provinz agierenden Sozialorganisationen Tupac Amaru war am 16. Januar unter anderem wegen Anstiftung zu sozialen Unruhen verhaftet worden. Sala, die der vorherigen Regierung Cristina Kirchners nahestand, soll auch Regierungsgelder veruntreut haben, für deren Verteilung sie zuständig war. Die Justiz will jetzt Anklage wegen Bildung einer kriminellen Vereinigung erheben. Tupac Amaru hat angekündigt, eine Delegation zu dem Protestcamp vor der Casa Rosada in Buenos Aires zu entsenden.
Nazis in Mardel
In Mar del Plata haben mutmaßliche Neonazis versucht, eine Antifa-Aktivistin einzuschüchtern. Das berichtete die Tageszeitung Página/12 am vergangenen Freitag. Demnach wurden um das Haus von Silvina Elías, Mitglied der „Versammlung für eine Gesellschaft ohne Faschismus“, Hakenkreuzschmierereien angebracht. Elías hatte am Vortag einen Bericht über Neonazi-Umtriebe in der Urlaubsmetropole veröffentlicht. In diesem werden über 30 ähnliche Fälle aus den letzten fünf Jahren beschrieben. Der Bericht wurde Carlos Arroyo, dem Bürgermeister von Mar del Plata, übergeben. Der Text enthält neben einer detaillierten Beschreibung der Fälle auch Namen von Führern und Mitgliedern unterschiedlicher Neonazigruppen. Der Cambiemos-Politiker Arroyo steht bei den Nazigegnern unter Kritik, weil er kürzlich eine Resolution des Gemeinderates gegen die Zunahme von Neonazi-Delikten nicht unterstützt hatte. (AT/eha)
Meinung
Staatsgeld
Präsident Mauricio Macri war vor seinem überraschenden Sieg in der Stichwahl gegen den Regierungskandidaten Gouverneur Daniel Scioli zwei Amtszeiten von je vier Jahren Regierungschef der autonomen Stadt Buenos Aires. Seine Verwaltungsleistungen entpuppten sich als bemerkenswert und strahlten Wirkung auf das ganze Land aus.
Kaum im Amt vor fast zwei Monaten entschied Macri, dass ein Teil der Bundespolizei („Policía Federal“) mit der Gemeindepolizei („Policía Municipal“) vereint werde, damit die Sicherheit in der Stadt unter einer einzigen Führung besser werde. Das kostete freilich Geld. Macri bzw. der neue Regierungschef der Stadt Horacio Rodríguez Larreta, vormals Kabinettschef in der Stadt, wollte die Stadtfinanzen nicht belasten und setzte eine Erhöhung der Stadt an den landesweiten Beteiligungssteuern (Spanisch „impuestos coparticipados“) von 1,40% auf 3,75% durch.
Diese Maßnahme bewirkte einen Sturm der Entrüstung aller Gouverneure, außer der Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, einer Parteigenossin von Macri. Auch der einzige UCR-Gouverneur Ricardo Colombí (Corrientes) äußerte seine Entrüstung.
In der Folge wurde das gesamte System der Beteiligungssteuern diskutiert. Die Verfassungsreform von 1994 hatte vorgeschrieben, dass dieses Steuersystem durch Verhandlungen der Gliedstaaten und der Nation zu gestalten sei, aber dazu kam es niemals, denn alle Beteiligten wollten ihren Anteil anheben und zwar auf Kosten der Nationalregierung. Unter den Kirchners kam es freilich anders, indem durch Einzelbeschlüsse der Nationalregierung, deren Anteil auf Kosten der Provinzen zunahm, insbesondere zwecks Finanzierung des Rentensystems, im spanischen Kürzel genannt Anses. Die Kirchnerregierungen hatten die Zahl der Rentner fühlbar auf über sieben Millionen erhöht, indem Personen, die zwar die Altersgrenze erreicht hatten, aber gar keine oder ungenügende Beiträge geleistet hatten, auch eine Rentenversorgung bekamen. Außerdem werden die Renten alle sechs Monate mit einem besonderen Index der Inflation etwa angeglichen.
Alle Gouverneure wollen mehr Geld zu Lasten der Nation, allen voran die Gouverneurin der Provinz Santa Cruz, Alicia Kirchner, Schwester von Néstor und Schwägerin der Expräsidentin Cristina Fernández. Sie beteiligte sich an der Versammlung aller Gouverneure, die Präsident Macri kurz nach seinem Amtsantritt einberufen hatte und ist seither nicht in der Lage, Gehälter zu bezahlen, geschweige denn Schulden an Bauunternehmen, was wiederum den kirchnerfreundlichen Bauunternehmer Lázaro Báez in den Konkurs führte. Ihm hatten die Kirchners die meisten Bauaufträge zugeschanzt, alle zu überhöhten Preisen, die Báez an die Kirchners abzweigte. Dieser Korruptionsprozess läuft derzeit vor der Justiz, zumal Báez angab, dass seine Mitarbeiter die Hotelzimmer der Kirchners besetzt hätten, was sich als eine Lüge entpuppte.
Die Regierung Macri steht vor einem schier unlösbaren Problem. Sie muss die Inflation senken und dafür die außer Rand und Band geratenen Staatsausgaben senken und soll gleichzeitig auf Einnahmen verzichten, wenn ihr Anteil an den Bundessteuern abnimmt, nachdem die Exportsteuern abgeschafft wurden, die zum Staatsetat nicht unwesentlich beitrugen. Alle Gouverneure und ihre Sprecher setzen sich für höhere Anteile an den Bundessteuern ein, niemand verzichtet und der Nationalstaat muss zwecks echter Inflationsbekämpfung die Staatsausgaben senken. In diesem finanzpolitischen Minenfeld muss die Regierung zudem die inflationstreibenden Lohnforderungen von 40 bis 50 Prozent der Gewerkschaften dämpfen.
Meinung
Sieger und Verlierer
Von Stefan Kuhn
Iowa hat (vor)gewählt, nun sind die ersten harten Zahlen des US-amerikanischen Präsidentschaftsrennens da. Vom Endergebnis ist man zwar noch Monate entfernt, aber die Daten sagen einiges aus.
Bei den Demokraten sind nach dem Rückzug von Martin O‘Malley nur noch zwei ernsthafte Kandidaten im Rennen: die frühere First Lady und Außenministerin Hillary Clinton sowie der Parteilinke Bernie Sanders. Der Senator aus Vermont rang der vom Parteiestablishment getragenen Clinton ein Patt ab. Sanders ist ein Phänomen. Der 74-Jährige hat immer noch Visionen von einer gerechteren Welt, wird vor allem von jungen Menschen unterstützt und würde, sollte er Kandidat werden, vermutlich sogar gegen den schrillen Republikaner Donald Trump verlieren.
Massenpsychologisch ist die Anziehungskraft des „demokratischen Sozialisten“, wie er sich selbst nennt, nachvollziehbar. Viele der demokratischen Wähler sind von Obama enttäuscht. Ihrer Ansicht nach hat er viel versprochen und nur wenig erreicht. Man sollte allerdings nach dem Warum fragen. Obama regierte fünf seiner bisher sieben Jahre gegen ein von den Republikanern dominiertes Repräsentantenhaus. Seit gut einem Jahr hat der politische Gegner sogar im Senat die Mehrheit. Warum sollte ein noch weiter links als Obama stehender Sanders schaffen, woran Obama gescheitert ist? Sanders hätte nicht einmal seine eigene Partei hinter sich.
Wegen Obamas Gesundheitsreform entstand die Tea-Party-Bewegung. Der fanatische Widerstand gegen die Sozialreform hatte schon paranoide Züge. Sollten die Republikaner Trump oder Ted Cruz die Präsidentschaftswahlen gewinnen, wird auch das wenige sterben, was Obama erreicht hat. Ein Präsidentschaftskandidat Bernie Sanders würde ideale Voraussetzungen dafür schaffen.
Dennoch tut ein Sanders dem demokratischen Vorwahlkampf gut. Hillary Clinton wird keinen Durchmarsch schaffen, sondern gezwungen sein, sich mit dessen Programm auseinanderzusetzen.
Bei den Republikanern hat „überraschenderweise“ der erzkonservative Ted Cruz gewonnen. Überraschend ist das allerdings nur, weil Donald Trump in den Umfragen vorne lag. Eine Überraschung wäre gewesen, wenn Cruz in dem Bibelstaat Iowa schlecht abgeschnitten hätte. Trump vertritt zwar ähnliche Positionen wie der Erzengel aus Texas und hat sich auf bibelfest trainieren lassen, aber der Lebenswandel des milliardenschweren Immobilienhais passt nun doch nicht so recht ins fundamental christliche Weltbild.
Trumps Ego ist jetzt etwas angeknackst, er schlägt um sich, gibt der Presse und seinem Gegner die Schuld für seine Niederlage. Das sollte er nicht tun, das Wahlvolk mag keine schlechten Verlierer. Cruz hat nicht mehr geschummelt als Trump, sondern einen ganz klassischen Wahlkampf geführt. Er hat alle Wahldistrikte Iowas besucht, an Haustüren geklingelt und Wähler zu Wahlversammlungen chauffieren lassen. Das ist nun mal nicht Wahlkampf nach Trumps Geschmack. Er sucht das Licht der Medien. Wenn er allerdings am Dienstag die Vorwahlen von New Hampshire gewinnt, ist alles wieder im Lot. In den landesweiten Umfragen liegt Trump auch nach Iowa zwischen 15 und 20 Prozentpunkte vor Cruz.
Die republikanischen Vorwahlen haben vor allem einen Sieger: Marco Rubio aus Florida, den Sohn kubanischer Einwanderer. Rubio kam knapp hinter Trump auf Rang drei und konnte wie dieser sieben Delegierte gewinnen. Cruz kam auf acht. Jeb Bush, der frühere Gouverneur von Florida, Präsidentensohn und -bruder und Mentor des erst 44-jährigen Rubio gewann nur eine Delegiertenstimme.
Rubio gehört eher dem rechten Flügel der Grand Old Party an, er ist Abtreibungsgegner, verdammt die Homoehe und will Kuba wieder isolieren. Im Gegensatz zu Trump und Cruz gilt er allerdings als jemand, mit dem man reden kann. Er könnte ein Kompromisskandidat sein, der sowohl bei der Tea Party als auch bei den moderat-konservativen Republikanern ankommt. Vor allem aber könnte er die Unterstützung des Parteiestablishments bekommen. Für die republikanischen Funktionsträger sind Cruz und Trump wie Pest und Cholera, wobei die meisten die Cholera bevorzugen. Cruz gilt in Washington als eine Nervensäge, als einer, der die traditionelle politische Arbeit sabotiert. Bleibt Rubio weiter stark, könnte er am Ende den längeren Atem haben.
Zunächst muss man aber die Vorwahlen von New Hampshire abwarten. Der Neuenglandstaat gilt als liberal und weltoffen. Iowa hat da bei den Republikanern ein rabenschwarzes Bild hinterlassen. Cruz und Trump, eigentlich unmögliche Kandidaten, kamen auf mehr als 50 Prozent der Stimmen. Gemäßigte Konservative wie Jeb Bush, Carly Fiorina, Chris Christie oder John Kasich schafften gerade mal zehn Prozent.
Meinung
Randglossen
Argentinien ist seit dem Amtsantritt von Präsident Juan Domingo Perón im Jahr 1946 ein Inflationsland, geschürt von uferlosen Staatsausgaben und monopolistischen Gewerkschaften. Beide Inflationstreiber wurden seither von zivilen und militärischen Regierungen nur selten kontrolliert, so dass nach Stabilitätspausen die Inflation stets wiederkam. Derzeit erlebt Präsident Mauricio Macri, der kein Peronist ist, die gleichen Folgen jenes Szenariums, das seit Jahrzehnten immer wieder auftaucht. entlässt überflüssige Beamte, kürzt kostspielige Subventionen und zielt auf Lohnzulagen von maximal 25 Prozent an, die die Gewerkschaftsführer strikt ablehnen. Sie wollen mehr als 30 Prozent Aufbesserungen, einige sogar 40 Prozent. Die Arbeitgeber müssen die entsprechenden Lohnkostenerhöhungen auf die Verkaufspreise abwälzen, möglichst vor dem Abschluss der Verhandlungen, damit sie die zusätzlichen Lohnkosten zum Monatsende bezahlen können. Dieser inflationstreibende Teufelskreis ist derzeit unterwegs und bremst die Inflationsbekämpfung und die von der Regierung gewünschte Senkung der Teuerung.
Als „ni-ni“ („weder noch“) werden seit den Kirchners junge Menschen bezeichnet, die weder lernen noch arbeiten. Sie verzichten auf eine Ausbildung, ebenso auf eine Anstellung, zumal im privaten Bereich. Staatsstellen, die von solchen Menschen besetzt werden, ohne dass sie eine produktive Tätigkeit leisten, werden hierzulande als Ñoquis (Italienisch für Gnocchis) bezeichnet, weil sie nur am 29. jedes Monats beim zuständigen Amt erscheinen, um ihren Lohn zu kassieren. Das Gericht wird nach italienischer Tradition am 29. des Monats gereicht. Andere beschäftigungslose junge Menschen widmeten sich der Gewalt. Sie brechen in Wohnungen ein, stehlen und sind zudem gewalttätig, was die ausufernde Unsicherheit in Großstädten Argentiniens erklärt, wobei die Polizei vielfach erfolgreich ist und die Delinquenten im Gefängnis landen. Wo sie auch weder arbeiten noch lernen.
Derzeit hat man es schwer als Russenversteher. Syrien, die Ukraine und der Mord an einem Ex-Spion rauben selbst dem letzten Moskautreuen die Argumente. Dass sich allerdings das russische Außenministerium in einen unbedeutenden deutschen Kriminalfall einmischt, ist der Gipfel der Blödheit. Eine 13-jährige verschwundene Russlanddeutsche taucht nach 30 Stunden wieder auf und erzählt von einer Vergewaltigung durch Flüchtlinge. Die Polizei hat Zweifel an den widersprüchlichen Aussagen des Mädchens. In Deutschland gehen durch russische Medien aufgeputschte Russlanddeutsche auf die Straße, fordern Gerechtigkeit und einen Stopp der Aufnahme von Flüchtlingen. Schon das ist äußerst skurril. Sie sind selbst Flüchtlinge und offenbar wenig bereit, sich zu integrieren.
Das Mädchen hat offensichtlich gelogen. Es hatte sich aus Angst wegen schlechter Schulnoten nicht nach Hause getraut und bei einem Freund übernachtet. Der Fall ist noch nicht abgeschlossen, weil das Mädchen wohl schon vor ihrem Verschwinden sexuelle Kontakte hatte. In Deutschland wird das auch bei gegenseitigem Einvernehmen strafrechtlich verfolgt, wenn eine(r) der Beteiligten jünger als 14 Jahre alt ist. Die Berliner Polizei hat richtig gehandelt, Moskau unverantwortlich. Das Außenministerium warf den deutschen Behörden Vertuschung vor. Sie hätten den Vorfall unbedingt melden müssen, schließlich sei eine russische Staatsbürgerin betroffen. Darauf sollte man eingehen und das Ministerium über jede Straftat informieren, in die ein russischer Staatsbürger als Opfer oder Täter involviert ist. Es würde an Papierkram ersticken. Vor allem wegen der Täter. Das Wort „Russenmafia“ steht inzwischen im Duden.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im Januar: +38,6%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschliesslich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, erreichten im Januar 2016 $ 162,65 Mrd., 38,5% mehr als im Vorjahr. Wenn man die Inflation in diesen 12 Monaten auf ca. 30% schätzt, so ergibt sich eine reale Zunahme, trotz der Abschaffung, bzw. Verringerung der Exportzölle. Die Entwicklung war im Einzelnen im Vergleich zu Januar 2015 wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 40,62 Mrd., +57%. Die Zunahme ist hier besonders auf den Vorschuss von 35% zurückzuführen, der von Gewinnen aus Devisentermingeschäften direkt abgezogen wurde. Abgesehen davon wirkt sich die gestiegene Inflationsrate aus.
- Mehrwertsteuer: $ 45,66 Mrd., +36,1%. Dabei nahm die direkt vom Steueramt eingenommene Steuer um 24,5% auf $ 32,25 Mrd. zu, während die vom Zollamt einbehaltene Steuer um 48,9% auf $ 9,19 Mrd. stieg. Hier hat sich die Abwertung und eine höhere Abfertigung von Importen ausgewirkt, die vorher gebremst waren.
- Interne Steuern: $ 3,31 Mrd., +44,3%. Diese Steuer, die besonders Zigaretten belastet, aber auch alkoholische Getränke und Luxusprodukte, wurde auch von der Abwertung beeinflusst, die den Tabakpreis und den von importierten Getränken in die Höhe trieb.
- Exportzölle: $ 4,86 Mrd., +11,9%. Die Zunahme ist weit unter den Erwartungen zurückgeblieben, da viel Sojabohne der vergangenen Ernte exportiert wurde. Aber die Dollarpreise für Getreide und Ölsaat waren eben niedriger als im Vorjahr Ausserdem gab es bei Weizen, der im Dezember und Januar geerntet und auch exportiert wird, keinen Exportzoll mehr.
- Importzölle: $ 3,94 Mrd., +38,7%. Hier hat sich die Abwertung und auch die Abfertigung zurückgehaltener Importanträge ausgewirkt.
- Benzinsteuer: $ 1,47 Mrd., +12,1%. Diese Zunahme liegt weit unter der des Benzinpreises, so dass offensichtlich eine starke Abnahme des Benzinkonsums stattgefunden hat.
- Andere Brenstoffsteuern: $ 0,39 Mrd., +21,6%.
- Weitere Brenstoffsteuern: $ 1,22 Mrd., +93%. Hier sind Sondersteuern auf Dieselöl, Pressgas und Benzin eingeschlossen, wobei sich der Übergang von Benzin auf Gas bei Automobilen ausgewirkt hat, der durch den grossen Preisunterschied angespornt wird.
- Schecksteuer: $ 9,61 Mrd., +32,2%. Die Zunahme entspricht der Inflation, und eventuell auch einem leichten Übergang von Barzahlung auf Zahlung über Bankkonten.
- Sozialabgaben: $ 50,32 Mrd., +33%. Die Zunahme entspricht den Lohnerhöhungen plus einem leichten Übergang von Schwarzarbeit auf registrierte Arbeit. Auch die höhere Beschäftigung im staatlichen Bereich hat sich ausgewirkt.
Bei der Aufteilung der Steuereinnahmen fällt auf, dass die Provinzen 53,4% mehr als im Vorjahr erhalten haben. Vom gesamten Erlös gingen $ 47,67 Mrd. an den Nationalstaat, $ 37,01 Mrd. an das System der sozialen Sicherheit, $ 29,50 Mrd. an die Provinzen und $ 2,98 Mrd. wurden für sogenannte nicht budgetäre Ausgaben bestimmt, wie besonders der Prozentsatz der Steuereinnahmen, die die AFIP direkt einbehält, um ihre Ausgaben zu decken.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 14,38 gegen $ 14,13 eine Woche zuvor, und um 7,23% über Ende Dezember 2015. Die ZB-Reserven betrugen $29,89 Mrd. gegen $25,32 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.03.16 bei $ 14,47, zum 30.06.16 bei $ 15,34, und zum 30.09.16 bei $ 16,34. Der Terminkurs per Ende Dezember enthält einen Jahreszinssatz von 24,72%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $14,28 für den Ankauf, gegen $ 14,37 in der Vorwoche.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnete in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 3,10% und liegt um 4,74% unter Ende 2015.
***
Par-Bonds in Pesos notierten mit 1,59% im Minus gegenüber Ende 2015. Discount-Bonds in Pesos liegen gegenüber Ende 2015 im Plus mit 0,76%. Bonar 2024 gewinnen 0,37% seit Jahresbeginn und Global 2017 Arg lagen mit 1,54% im Plus gegenüber Jahresende 2015.
***
Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 317,06 (Vorwoche $ 305,76) und bei 24 Karat um $ 452,94 (Vorwoche $ 436,85) gehandelt.
***
Im Januar 2016 erzeugten die lokalen Kfz-Fabriken 17.783 Einheiten, 30,6% weniger als im gleichen Vorjahresmonat. Doch die Lieferungen an die Agenturen lagen mit 49.935 Einheiten um 46,3% über dem Vorjahr. Dabei wurden nur 3.888 Kfz exportiert, 49% unter Januar 2015.
***
Im Januar wurden nur 56.511 neue Einheiten in das offizielle Register eingetragen, 15% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Dies entspricht dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. Dies berichtet der Agenturenverband Acara. Es ist der schlechteste Januar der letzten 10 Jahre.
***
In der Bundeshauptstadt wurden im Dezember 12,9% mehr Immobilien notariell übertragen als im gleichen Vorjahresmonat, so dass ganz 2015 mit einem Plus von 11% abschliesst und auf insgesamt 37.392 Immobilienkäufe gelangt, im Wert von $ 40,54 Mrd., 32,2% über dem Vorjahr. Der Gesamtwert entspricht u$s 4,30 Mrd. Die Angaben stammen vom Verband der Notare der Stadt.
***
Die Getreidebörse von Buenos Aires schätzt die Ernte von Getreide und Ölsaat der Periode 2015/16 auf 102,73 Mio. Tonnen, von denen 58,29 Mio. auf Sojabohne, 24,80 Mio. auf Mais, 9,99 Mio. auf Weizen, 3,85 Mio. auf Gerste, 3,40 Mio. auf Sonnenblume und 3,40 Mio. auf Sorghum entfallen. In Werten sind es bei Sojabohne u$s 12,53 Mrd., bei Mais u$s 3,72 Mrd., bei Weizen u$s 1,45 Mrd., bei Sonnenblume u$s 924 Mio., bei Gerste u$s 616 Mio. und bei Sorghum 442 Mio. Bei dieser Aufstellung fehlen Roggen, Erdnuss und Vogelfutter, die gesamthaft um eine Million Tonnen hinzufügen. In der Periode 2014/15 lag die Ernte bei 110 Mio. Tonnen, und für die Periode 2016/17 werden 120 Mio. t erwartet.
***
Sergio Brodsky, der zum neuen Direktor der Aufsichtsbehörde der Gesellschaften (Inspección General de Justicia) ernannt wurde, erklärte, das Amt sei von Mitgliedern der Cámpora-Gruppe zerstört worden, und er werde zunächst den freien Zugang zur Information wieder herstellen, der unter den Kirchners gesperrt worden war. Er wies darauf hin, dass er die Dokumentation veröffentlichen, das System informatisieren und die Verfahren beschleunigen werde. Das wäre besonders für Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung eine grosse Erleichterung.
***
Präsident Macri verfügte bei seiner Blitzreise nach Mendoza eine Subvention von $ 100 Mio. für den Kauf eines Teils des Überschussbestandes an Wein, um den Preis, von gegenwärtig nur $ 2 pro Liter, anzuheben und auf diese Weise die Krise der Weinwirtschaft zu mildern. Ebenfalls wurde bekannt, dass der Nationalstaat $ 200 Mio. für kleine und mittlere Produzenten von Äpfeln und Birnen im Tal des Rio Negro bereitstellen wird, wobei dann noch Kredite der Banco Nación in Höhe von $ 1,2 Mrd. hinzukommen. Letztes Jahr konnten 400 Mio. Kg, Äpfel und Birnen nicht gepflückt und verkauft werden, was zu einer tiefen Krise der betroffenen Landwirte führte.
***
Die Regierung wird binnen vier Jahren u$s 250 Mio. in ein automatisches Bremssystem für die Vorortzüge von Buenos Aires investieren, erklärte Transportminister Guillermo Dietrich. Das System wird von der japanischen Marubeni geliefert und eingeführt. Mit diesem System sollen Unfälle, wie im Bahnhof Once und danach in der Station Haedo der Sarmiento-Bahn, vermieden werden, da die Züge bei einem Bremssignal eine automatische Anweisung erhalten und unabhängig vom Zugführer bremsen. Der ehemalige Innen- und Transportminister Florencio Randazzo hatte schon die Bremsen sämtlicher Vorortzüge mit neuen Bremsen einer deutschen Firma ausgestattet.
***
Am Freitag der Vorwoche wurde der Kredit von u$s 5 Mrd. an die ZB abgeschlossen, den sieben internationale Banken gewährt haben, zu einem Zinssatz von Libor plus 6,15%, was zusammen 6,76% ausmacht, und mit der Garantie von Staatsbonds Bonar 2022, 2015 und 2027. Die beteiligten Banken sind HSBC, Morgan und Santander, von denen jede u$s 1 Mrd. beiträgt, und dann noch Deutsche Bank, BBVA; Citi und UBS, mit je u$s 500 Mio.
***
Die Regierung hat eine Tariferhöhung von 9% ab 1. Februar für die Institute genehmigt, die sich mit Gesundheitsbetreuung befassen („prepagas“). Die Tarife waren im März um 4%, im Juni um 6%, im August um 7% und im Oktober um 9% erhöht worden. Mit der neuen Zunahme sind es in 12 Monaten insgesamt 40,1%.
***
Energieminister Juan José Aranguren erklärte, dass die Haushalte, die Strom von Edesur und Edenor beziehen, und unter 400 KwSt. monatlich konsumieren, in 70% der Fälle eine Tarifzunahme von ca. 500% haben werden. In absoluten Werten wären es bei Edesur $ 150 pro Monat statt vorher $ 25. Doch von 4,6 Mio. Haushalten, die von diesen Stromverteilern bedient werden, werden schätzungsweise 900.000 den Sozialtarif erhalten, bei dem die ersten 150 KwSt. unentgeltlich sind. Somit liegt die gesamte Zunahme in diesen Fällen leicht über 70%. Aranguren wies darauf hin, dass Edesur und Edenor 2015 Subventionen fúr $ 10,4 Mrd. erhalten hätten, wobei die Vebraucher für die Verteilung nur $ 4,2 Mrd. beigetragen hätten. 2016 sollen im Rahmen der neuen Regelung diese Subventionen entfallen.
***
Der Industrieunternehmer Daniel Rosatio weist in einem Artikel in der Zeitung „El Cronista“ darauf hin, dass die Zahl der Arbeitsunfälle ab 2002 um 30% gefallen sei, wobei die Todesfälle wegen Arbeitsunfällen um 65% zurückgegangen seien. Doch die Zahl der Prozesse wegen Arbeitsunfällen oder –krankheiten sei um 30% gestiegen. Während der Tarif für die Versicherung von Arbeitsrisiken 2004 um die 2,5% der Lohnzumme lag, sind es heute 8% bis 10%, und in bestimmten Fällen bis zu 20%. Seit der Reform des Gesetzes über Versicherung von Arbeitsrisiken im Jahr 2012 besteht für die Unternehmen ein Zustand der Unsicherheit, da die Richter das Gesetz so auslegen, dass die Arbeitnehmer nicht nur gegen die Versicherungsesellschaft ART vorgehen können, sondern auch gegen das Unternehmen. Das Problem ist besonders gravierend für Kleinunternehmen, die gelegentlich unzahlbare Summen zahlen müssen. Das sehr gute Gesetz der Menem-Regierung (von Arbeitsminister José Armando Caro Figueroa) wurde unter den Kirchners in Wort und Geist verfälscht, wobei Arbeitsanwälte dabei enorme Summen an Honoraren verdient haben. 2015 wurden 106.016 Prozesse wegen Arbeitsunfällen und –krankheiten eingeleitet, 20% mehr als 2014 und 65% mehr als 2012, teilt der Verband der ART-Gesellschaften mit.
***
Die Eierproduktion erreichte 2015 12,78 Mio. Stück, gab die Kammer der Hühnerzüchter (Capia) bekannt. Hinzu kommt noch die Produktion von Familien, die einige Hühner haben und die Eier selber konsumieren. Der Konsum lag bei 265,1 Eiern pro Kopf, gegen 256,7 im Vorjahr. Das Ei ist die billigste Form der Versorgung mit Protein, da ein Ei um die $ 2 kostet.
***
Offiziere der Streitkräfte, die sich im Ruhestand befinden, haben 13.603 Prozesse eingeleitet, in denen sie insgesamt $ 2,3 Mrd. fordern, weil ihre Pensionen falsch berechnet wurden. Früher erhielten Offiziere im Ruhestand fast 90% des Gehaltes, den sie im aktiven Dienst bezogen. Doch unter den Kirchners, und zum Teil schon vorher, wurde ein Teil der Gehälter als Zusatz ohne Sozialabgaben bezahlt und dann nicht bei der Berechnung der Pension berücksichtigt, so dass die Militärs im Ruhestand 40% weniger erhielten, gelegentlich sogar noch weniger. Die Richter pflegen im allgemeinen den Klägern recht zu geben.
***
Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 27.1.16 um 34,38%, nachdem sie ab Ende 2015 um 5,35% zurückgegangen ist. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in 12 Monaten um 31,41%, bei einer Abnahme von 4,43% im Laufe dieses Jahres.
***
Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 27.1.16 um 33,40% auf $ 1,23 Bio., und die gesamten Kredite in Pesos um 36,47% auf $ 849,01 Mrd. Die Depositen in Dollar stiegen in der gleichen Periode um 41,65% auf u$s 13,09 Mrd., und die Kredite in Dollar nahmen um 3,83% auf u$s 3,34 Mrd. zu. Die Kredite in Dollar machen nur 25,5% der Depositen aus, obwohl die Zwangsreserven jetzt nur 20% betragen, was bedeutet, dass 80%, gleich u$s 10,47 Mrd. ausgeliehen werden könnten.
***
Isela Costantini, die neue CEO von Aerolineas Argentinas erwartet für die staatliche Luftlinie im laufenden Jahr ein Defizit von $ 15 Mrd. Das Unternehmen weist tägliche Verluste i.H. von u$s 2 Mio. aus. Dennoch gäbe es Grund zum Optimismus, denn die Flotte von insgesamt 74 Flugzeugen gehöre mit einem Durchschnittsalter von sieben Jahren zu den modernsten der Welt. Ausserdem sei das Personal von Aerolineas Argentinas hoch professionell.
***
Das Statistikamt INDEC zählte im Jahr 2003 1173 Mitarbeitern; aktuell sind es 1580. Damit sei die Belegschaft um 36% angestiegen. Die Behörde zähle darüber hinaus 121 Gewerkschaftsdelegierte; davon gehören 99 der Gewerkschaft UPCN und die weiteren 22 der Gewerkschaft ATE. Laut Gewerkschaftsgesetz sollte die Zahl der Delegierten nicht höher als 17 liegen, da ihre Anzahl proportional zur gesamten Mitarbeiterzahl sein sollte. Über 60% der Belegschaft verfügt über nicht einmal einen unbefristeten Arbeitsvertrag. Die meisten Mitarbeiter sind zeitlich befristet angestellt.
***
Im vergangenen Dezember 2015 wurden in der Provinz Buenos Aires 3,1% mehr Immobilienübertragungen durchgeführt. Im gesamten letzten Jahr wurden 103.738 Immobilien ( +5,9%) für einen Gesamtwert von $ 46,6Mrd. (+ 42%) übertragen.
***
Die Fluggesellschaft Sol soll von der bolivianischen Luftfahrtgesellschaft Amaszonas übernommen werden. Amaszonas fliegt derzeit ausser innerhalb Boliviens auch nach Paraguay. Vor wenigen Monaten hatte Amaszonas ebenfalls die uruguayische Fluggesellschaft BQB übernommen. Das Ziel sei, mehrere Ziele in Argentinien anzufliegen.
***
Laut einer Studie der US-Stiftung „The Heritage Foundation“ ist Argentinien im vergangenen Jahr in ihrem Jahresindex abgerutscht, und belegt einen der letzten zehn Plätze unter den Ländern mit den wenigsten unternehmerischen Freiheiten. Argentinien ist damit in Begleitung von Äquatorialguinea, dem Iran, der Republik Kongo, Simbabwe, Venezuela, Kuba und Nordkorea. Diese Beurteilung bezieht sich jedoch auf die Kirchner-Regierung, wobei die Macri-Regierung besonders diesen Aspekt der Wirtschaft korrigieren will, und schon damit begonnen hat.
***
Steuerschuldner sollen demnächst die Möglichkeit erhalten, ihre Schulden bei der AFIP in Raten zu zahlen. Dafür wird es einen neuen Plan geben, der alle Massnahmen der früheren Regierung ablöst. Steuerzahler aller Klassen und Kategorien sollen davon profitieren können. Das System soll dauerhaft sein. Wie bekannt wurde, sieht es eine jährliche Tilgungsrate nach dem französischen System vor, die sich nach den Festgeldraten der Banco Nación über 180 Tage orientiert, zuzüglich zwei Prozentpunkten für Einkommen von bis zu $ 91 Mio., und von sechs Prozentpunkten für Einkommen die über dieser Marke liegen. Säumige Sozialversicherungsbeiträge von Mitarbeitern können in bis zu drei Raten nachgezahlt werden, Steuerschulden in bis zu sechs Raten, und Einheitssteuerzahler erhalten die Möglichkeit, ihre Schulden in bis zu 24 Monaten nachzuzahlen. Dieses System ist nicht besonders grosszügig, und erlaubt den meisten säumigen Steuerschuldnern nicht, ihre Lage in Ordnung zu bringen. Es ist deshalb möglich, dass das System, das AFIP-Direktor Alberto Abad bekanntgegeben hat, noch Änderungen erfährt. Minister Prat Gay hatte vor seiner Amtseinsetzung von erstklassigen Steuerfachleuten einen Vorschlag über dieses Thema gefordert, der viel realistischer war.
***
Der Konflikt mit den Arbeitern der Erdölindustrie in der Provinz Chubut ist für die nächsten sechs Monate einstweilen gelöst werden. Während dieser Zeit zahlen der Nationalstaat und die Provinzregierung den Unternehmen eine Prämie von u$s 10 für jeden exportierten Barrel. 75% davon soll der Nationalstaat, und der Rest die Provinz bezahlen. Die Unternehmen verpflichten sich dabei, keine Entlassungen vorzunehmen.
***
Die Regierung kündigte am Dienstag an, sie habe ein Abkommen mit den italienischen Holdouts erreicht, das in Einzelheiten noch redigiert werden muss. Es handelt sich um einen Betrag von u$s 1,25 Mrd., davon u$s 900 Mio. Kapital und u$s 450 Mio. Zinsen, bei denen jedoch ein Abschlag von fast 50% auf den Betrag stattgefunden hat, den die Inhaber der defaultierten Staatsbonds forderten. Diese Schuld stellt 15% der Gesamtschuld dar, die weder 2005 noch 2010 umgeschuldet wurde. Diese etwa 5000 italienischen Holdouts hatten die „Task Force Argentina“ gebildet und wurden von Nicola Stock vertreten. Jetzt muss noch das argentinische Parlament das Abkommen gutheissen. Die Zahlung erfolgt angeblich in bar. Der Betrag, um den es hier geht, kann gewiss gezahlt werden; aber die anderen Holdouts könnten jetzt auch das Gleiche fordern, und das wäre eine zu hohe Belastung fúr die Zahlungsbilanz.
***
Das Schiedsgericht der Weltbank, genannt ICSID („International Center for Settlement of Investment Disputes“), auf spanisch CIADI, hat dem französischen Erdölunternehmen Total bei der Klage gegen den argentinischen Staat Recht gegeben und diesen zur Zahlung von u$s 290 Mio. verurteilt. Jetzt muss ein lokales Gericht, die föderale Kammer für Konflikte der öffentlichen Verwaltung, das Urteil bestätigen. Total hatte 2001 einen Betrag von u$s 1,17 Mrd. gefordert. Der argentinische Staat wurde in 64 Fällen vor dem ICSID verklagt, von denen jetzt noch 38 weiterlaufen. In anderen wurde entweder gezahlt, oder die Klagen wurden (wie die von Siemens) zurückgezogen, wobei das Unternehmen Pioneer, das Gas in Tierra del Fuego förderte, eine direkte Lösung mit der argentinischen Regierung erreichte.
***
Die ZB erhielt bei ihrer Ausschreibung von Lebac-Wechseln in Pesos am Dienstag Offerten für $ 58 Mrd., von denen $ 50,20 Mrd. angenommen wurden. Gleichzeitig verfielen Lebac für $ 35,39 Mrd., so dass der Bestand um $ 14,82 Mrd. zunahm. Die Zinsen lagen für 35 Tage bei 30,50%, für 63 Tage bei 29,5%, für 98 Tage bei 28,8%, für 98 Tage bei 27,98% und für längere Fristen bei 28%. Für Lebac in Dollar betrugen die Offerten u$s 1,1 Mrd., von denen u$s 774 Mio. angenommen wurden. Die Zinsen lagen bei 1,5%.
***
Die Banco Nación hat eine neue Kreditlinie über $ 350 Mio. für Obstproduzenten und alle am Obstprozess beteiligten Aktivitäten geschaffen. Der Rabatt gegenüber den üblichen Zinsen liegt bei 6 Prozentpunkten. Damit soll in der Provinz Mendoza die Ernte von Pfirsichen, Kirschen, Birnen, Äpfeln und Pflaumen unter anderen Obstsorten finanziert werden.
***
Das Handelsstaaatssekretariat hat mit ausländischen Pharmakonzernen einen fünfprozentigen Nachlass für bestimmte Medikamente vereinbart, rückwirkend zum letzten Montag, Bei einigen Produkten wie Antiepilektika, entzündungshemmenden Präparaten oder Antibiotika sollen die Preisabnahmen bis zu 20% erreichen.
***
Die Gewerkschaft der Erdölarbeiter von Rio Negro, Neuquén und La Pampa hat mit der Kammer der speziellen Erdöltätigkeiten (Ceope), die Dienstleistungsunternehmen vereint, die Dienste für die Erdölunternehmen liefern, mit Zustimmung des Arbeitsministeriums ein Präventivverfahren für Krisenzeiten vereinbart, durch das 2.000 Arbeitnehmer in Neuquén während 90 Tagen nicht mehr effektiv arbeiten, jedoch 50% des normalen Lohnes erhalten. Abgesehen davon werden Arbeiter, die das Pensionsalter erreicht haben, in Pension gehen müssen, und die Pensionäre, die weiter arbeiten (was legal gestattet ist) werden entlassen. Insgesamt sind die Arbeitsplätze von ca. 10.000 Arbeitern der landesweiten Erdölindustrie gefährdet, nachdem beim niedrigen Erdölpreis kaum noch Investitionen in Forschung und Bohrung erfolgen, bei denen viele Arbeiter tätig sind. Ausserdem wird bei den Unternehmen die Arbeit rationalisiert, so dass sie mit einer geringeren Belegschaft auskommen.
***
Nachdem das Mediengesetz vom 9.10.2009 von Präsident Mauricio Macri am 31.12.2015 durch Notstandsdekret ausser Kraft gesetzt wurde, hat das neue Amt für Fernverbindungen Enacom alle Anpassungspläne, die im Rahmen jenes Gesetzes vorgelegt wurden, bei Seite gelassen. Die Gruppe Clarín braucht sich somit nicht mehr in sechs Bereiche aufzuteilen, und alles bleibt, wie es ist. Gleichzeitig hat die Regierung ein Abkommen mit dem nationalen Fussballverband AFA unterzeichnet, das sich auf Fernsehübertragung der Fussballspiele bezieht, die weiter unentgeltlich sein soll, aber bei einer Verringerung der staatlichen Zuwendungen von 50%. Das Abkommen kostet den Staat $ 500 Mio. und hört am 30.6.2016 auf. Bis dahin soll ein neues Abkommen mit der AFA vereinbart werden, durch das die Rechte für die Übertragung der Fussballspiele ausgeschrieben werden, wobei die öffentlichen Fernsehkanäle dabei die Übertragung in Gegenden übernehmen, bei denen die anderen nicht ankommen. Durch dieses System soll der Staat viel Geld sparen, da die privaten Fernsehsender dies mit Werbung finanzieren.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Die brasilianische Regierung werde der argentinischen eine völlige Liberalisierung des bilateralen Kfz-Austausches vorschlagen, berichtet die Wirtschaftszeitschrift Valor. Dies ist schon seit geraumer Zeit eine Forderung Brasiliens, die Argentinien jedoch abgelehnt hat, weil die brasilianische Kfz-Industrie konkurrenzfähiger ist und lokale Fabriken dadurch Schaden erleiden würden. Beim bestehenden System des kompensierten Austausches kann Brasilien Kfz für bis zu 150% des Betrages nach Argentinien exportieren, den es für Kfz-Importe aus diesem Land ausgibt. Der Handel ist dabei zollfrei. Dieses System hat den Unternehmen, die Fabriken in beiden Ländern betreiben, erlaubt, diese auf bestimmte Modelle zu spezialisieren, was kostensparend wirkt.
***
Der bilaterale Handelsaustausch zwischen Argentinien un Brasilien ist im Januar gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 19,7% auf u$s 1,31 Mrd. gefallen. Die argentinischen Exporte fielen dabei um 37,8% auf u$s 487 Mio, so dass der Saldo für Argentinien um u$s 339 Mio. negativ war. Die geringeren Exporte Argentiniens hängen auch mit einem allgemeinen interannuellen Importrückgang von 35,8% im Januar in Brasilien zusammen, der mit der schweren Rezession zusammenhängt.
***
PDVSA, das staatliche venezolanische Erdölunternehmen, hat über ihre Filiale Citgo Petroleum 550.000 Barrel Erdöl aus den USA importiert. Dies erscheint in einem Land, das 97% seiner Exporteinnahmen mit Erdöl bestreitet, reichlich merkwündig. Doch die lokalen Raffinerien benötigten ein leichteres Erdöl als das venezolanische, bei dessen Verarbeitung sie wegen mangelhafter Instandhaltung Schwierigkeiten haben.
***
Der Absatz von Daimler Trucks ging in Lateinamerika im vergangenen Jahr vor allem aufgrund des dramatischen Markteinbruchs in Brasilien in den ersten elf Monaten auf 27.900 (i.V. 44.500) Einheiten zurück. In Brasilien wurden per November 15.200 (i. V. 31.300) Fahrzeuge ausgeliefert. In einem extrem schwierigen Marktumfeld ist es Daimler Trucks gelungen, den Marktanteil im mittleren und schweren Segment in Brasilien auf zuletzt 26,6% (i. V. 26,0%) zu steigern. Trotz der aktuellen Marktschwäche investiert Daimler Trucks weiterhin, um die Wettbewerbsfähigkeit vor Ort nachhaltig zu steigern. Von 2014 bis 2018 fließen in Brasilien rund E 500 Mio. in maßgeschneiderte Produkte, Technologien und Services sowie die Modernisierung des Produktionsnetzwerks. (Daimler Pressestelle, Stuttgart)
***
Geschäftsnachrichten
Grupo Clarín
Dieser Konzern, der die gleichnamige Tageszeitung, das Kabelfernsehunternehmen Cablevisión, den Internet-Betreiber Fibertel u.a. Unternehmen umfasst, hat jetzt 51% des Kapitals von Nextel für u$s 85 Mio. gekauft, nachdem er im September 2015 schon über Cablevisión mit u$s 80 Mio. 49% der Firma gekauft hatte. Somit besitzt der Konzern Grupo Clarín jetzt 100% von Nextel, das sich mit dem mobilen Telefondienst befasst, wo es den vierten Platz einnimmt, mit einem sehr geringen Marktanteil. Der Clarín-Konzern hatte schon ein Mobiltelefonunternehmen, nämlich CTI, das er dann an den Mexikaner Carlos Slim verkauft hat, der es in Claro umgetauft hat. Jetzt fehlt noch die Genehmigung von ENACOM, das staatliche Amt, das sich mit Fernverbindungen befasst.
Genneia
Dieses Unternehmen hat die Errichtung eines Windparks mit einer Kapazität von 22 MW in Puerto Madryn, Provinz Chubut, in Angriff genommen. In einer ersten Etappe sollen es 50 MW sein. Firmenpräsident Walter Lanosa wies darauf hin, dass das Unternehmen in den letzten 12 Monaten schon eine Produktion von 1.100 Gigawattstunden erreicht habe.
Axion Energy
Diese Firma, die auf der Grundlage der Übernahme der Raffinerie und der Tankstellen von Esso, der lokalen Filiale der Standard Oil, durch den Bridas Konzern (Familie Bulgheroni) entstanden ist, hat schon die ersten hundert Tankstellen erneuert, die von Esso auf Axion umgetauft wurden. Bis Ende 2017 sollen sämtliche 500 Tankstellen dieser Marke erneuert werden. Axion hat ein Investitionsprogramm in Höhe von u$s 1,2 Mrd. in Angriff genommen, um die Raffinierie bei der Erzeugung von Benzin um 50% und der von Dieseltreibstoff um 65% zu erweitern.
Allianz
Diese Versicherungsgesellschaft hat sich laut einer Umfrage der Zeitschrift NBS Bancos y Seguros in Argentinien unter 400 Versicherern zum zweiten Mal in Folge auf dem ersten Platz in punkto Schadensausgleich positioniert, gefolgt von Zurich und Mercantil Andina.
Whirlpool
Das unternehmenseigene Logistikzentrum in La Tablada soll zu einem Industriewerk umfunktioniert werden. In Zukunft werden hier Waschmaschinen und Kochherde hergestellt. Das Projekt wird $ 300 Mio. beanspruchen; 330 neue Arbeitsplätze sollen geschaffen werden.
Ternium Siderar
Das lokale Stahlwerk dieses Konzerns, Siderar, das von Techint kontrolliert wird, hat die Preise für warmgewalzte Stahlbleche um 5,1%, und für kaltgewalzte Bleche um 3,6% gesenkt. Gegenüber den gültigen Preisen vom Oktober 2015 wurden die Preise auf Dollarbasis um 24% im Durchschnitt gesenkt. Von dieser Massnahme profitieren viele lokale Industrien, an erster Stelle die der Kfz und dann die Hersteller von Eisschränken, Herden u.dgl., aber auch die Bauwirtschaft, die Rundstahl für Eisenbeton verwendet.
Wirtschaftsübersicht
Zwischen Schock und Gradualismus
In der Wahlkampagne wurden die Absichten der beiden Präsidentschaftskandidaten grundsätzlich so interpretiert, dass Macri für eine Schocktherapie eintrat und Scioli für Gradualismus. Dabei gaben beide zu, Macri offen und Scioli unterschwellig, dass Korrekturen notwendig seien, und wohl auch mehr als das. Die Kritiker aus dem Scioli-Cristina-Lager meinten, im Fall eines Macri-Sieges, dass der Schock sozial unerträglich wäre, und die des Macri-Lagers, im Fall eines Scioli-Sieges, dass der Gradualismus keine Lösung sei, weil er zu einer abwartenden Haltung der Unternehmer und der Gesellschaft im allgemeinen führt, so dass Entscheidungen über Verkauf der Lagerbestände der letzten Ernte, Investitionen u.a. die notwendig sind, hinausgeschoben werden.
Bezüglich des Wechselkurses hat Macri dann einen Schock vollzogen, mit einem Abwertungssprung plus Abschaffung der Exportzölle bei Weizen und Mais und Verringerung bei Sojabohne, und auch mit einer allgemeinen Liberalisierung des Devisenmarktes, wobei jedoch bestimmte Beschränkungen zunächst beibehalten wurden. Und das verlief reibungslos, besser als es allgemein erwartet wurde. Doch der Wechselkurs und der Devisenmarkt stellen nur die sichtbare Spitze des Eisbergs dar.
Rein politisch ist ein Schock ratsam. Die sozialen Kosten haben in der ersten Regierungsperiode keine Bedeutung, weil es keine Wahlen gibt. In der letzten Periode müssen sie dann überwunden sein, die Wirtschaft muss aufwärts gehen und es muss eine relativ hohe Beschäftigung geben. Damit gewinnt man normalerweise Wahlen.
Vom wirtschaftlichen Standpunkt ist es notwendig, bestimmte konfliktive Situationen sofort in Angriff zu nehmen, damit die Wirtschaft wieder wachsen kann. Macri meint, die Rezession, die durch die geerbte Lage, die schlechte internationale Konjunktur und die Massnahmen, die jetzt getroffen werden, herbeigeführt wird, werde Mitte 2016 überwunden, so dass dann eine neue Aufschwungsphase eintritt. Sein Wort in Gottes Ohr!
Objektiv sind die Bedingungen für ein unmittelbares Wachstum der Wirtschaft gegeben. Die Produktion von Getreide und Ölsaat kann von insgesamt 110 Mio. Tonnen 2015 kurzfristig, eventuell schon 2017, und praktisch ohne Investitionen auf 130 Mio. erhöht werden. In der Industrie bestehen allgemein ungenutzte Kapazitäten, und noch mehr im Handel und den Dienstleistungen. Es bestehen wenig Engpässe, wobei deren Wirkung durch gute Verwaltung minimalisiert werden kann. Bei der Zahlungsbilanz, dem wichtigsten der kritischen Aspekte, soll das Problem des geerbten Ungleichgewichtes durch höhere Exporte, Auslandskredite und Auslandsinvestitionen gelöst werden. Beiläufig wirkt hier auch die schwache Konjunktur, die zu geringeren Importen führt. Hinzu kommt noch die kontinuierliche Wirkung der technologischen Revolution, die auch in Argentinien zunehmend durchdringt und als Wachstumsfaktor erster Ordnung wirkt. Die argentinische Wirtschaft hat, mit nur minimalen Investitionen, ein Wachstumspotential von gut 20%. Grundsätzlich bedarf es, um es zu nutzen, mehr Arbeitskapital und Beseitigung zahlreicher Hindernisse, die gegenwärtig bestehen, von denen viele von den Kirchners geschaffen wurden. Wenn die Regierung jetzt auf breiter Ebene vernünftig handelt und dem Effizienzprinzip Vorrang gibt, sollte die Wirtschaft bald wieder in Schwung kommen.
In der Tat handelt Macri jetzt nach dem Motto „so viel Schock wie möglich, so viel Gradualismus wie notwendig“. In vielen Fällen ist eine Schocktherapie nicht möglich, weil das Thema erst untersucht werden muss, so dass unnötige Fehler vermieden werden. In anderen Fällen muss versucht werden, harte Massnahmen zu treffen, ohne Aufsehen zu erregen. Und in anderen ist der Gradualismus selbstbeschleunigend und führt zu einem Schock. Doch in all den Fällen, in denen schrittweise vorgegangen wird, darf man das Ziel nie aus dem Auge verlieren. Die Erfahrung zeigt, dass meistens auf halber Strecke aufgegeben wird, und das soll dieses Mal nicht sein.
Es ist positiv, dass die Öffentlichkeit durch andere Themen abgelenkt wird, wie die Flucht von drei Verbrechern aus einem Gefängnis oder die Haft von Milagro Sala. In diesem Sinn wäre es auch gut, wenn die gerichtliche Behandlung der notorischen Korruption der Kirchner-Regierungen beschleunigt wird. Cristina Kirchner vor Gericht, dass würde gewiss die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit konzentrieren.
Der Abbau überschüssiger Staatsangestellen schreitet weiter voran, sowohl im Nationalstaat, wie in Provinzen und Gemeinden. Die Staatsausgaben, besonders die Subventionen, werden überall durchkämmt und verringert. Einzelne Krisenprobleme werden in Angriff genommen, meistens auf Kosten der Staatskasse. Was noch fehlt, ist eine grundsätzliche Entscheidung über Staatsinvestitionen. Hier muss es ein klares Signal geben, wie es die Entscheidung wäre, die absurden Wasserkraftwerke in Santa Cruz aufzugeben.
Unmittelbar kommt auf die Regierung das Problem der Lohnverhandlungen zu. Macri will, dass die Zulagen zwischen 20% und 25% liegen, doch mehrere Gewerkschafter reden von 40% und mehr. Der Hauptkonflikt, der unmittelbar bevorsteht, kommt bei den Lehrern auf, deren Gewerkschafter Baradei prinzipiell eine aggresive Haltung hat. Doch die Regierung kann nicht nachgeben, weil sich eine Gehaltserhöhung von über 40% wie ein Lauffeuer ausbreitet und das Land in Flammen versetzt. Eine gute Möglichkeit, den Konlfikt zu lösen, besteht darin, Erhöhungen gegen Abschaffung der übertriebenen Zahl der Ersatzlehrer zu tauschen. Also ungefähr so: abgesehen von einer allgemeinen Zulage von 20% bis 25%, wird mit der Ersparnis, die bei der Verringerung der Zahl der Ersatzlehrer eintritt, ein Fonds geschaffen, mit dem dann die Lehrergehälter verbessert werden. Ob Macri und sein Erziehungsminister Esteban Bullrich den Mut haben, so etwas durchzusetzen, ist eher fraglich. Indessen hätte auch dies eine bedeutende Signalwirkung. Lieber ein Lehrerstreik jetzt, als eine Lohnerhöhung, die die Lohn-Preis-Spirale stark antreibt. Denn das kann sich Macri auf keinen Fall erlauben.
Wirtschaftsübersicht
Die verfahrene Lage der Stromwirtschaft stellt grosse Herausforderungen
Bei der elektrischen Energie besteht in Argentinien ein vielfaches Problem, das weit über die Zunahme der Tarife für die Bewohner der Bundeshauptstadt und Umgebung (was als Gross Buenos Aires benannt wird) hinausgeht. Es war seit Jahren schon bekannt, dass die Tarife in dieser Gegend stark subventioniert wurden, was seit einigen Jahren schon in den Rechnungen aufgeführt wird. Dass zwei Drittel und mehr eines kostendeckenden Tarifs von der Staatskasse gezahlt werden, hat wenig Sinn, umso mehr als diese Tarife ein Viertel bis zu einem Sechstel der Tarife ausmachen, die im allgemeinen im Landesinneren gelten. Die Stadt Buenos Aires hat ein Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, das den landesweiten Durchschnitt ohne Bundeshauptstadt bequem verdoppelt, und im Vergleich zu den armen Provinzen mehr als vervierfacht.
Dennoch weist der grösste Teil der Bevölkerung von Gross Buenos Aires ein relativ niedriges Einkommen aus, das durch einen kostendeckenden Tarif real noch mehr sinken würde. Und dann hat der Mittelstand im allgemeinen wegen der niedrigen Tarife seinen Stromkonsum erhöht, wobei auch in den letzten Jahren viele neue Appartment-Häuser voll auf Strom statt Gas übergegangen sind. Klimaanlagen wiesen eine explosive Zunahme auf, wobei noch hinzukommt, dass sie weitgehend zu unnötig niedrigen Temperaturen, also 18 statt 24 Grad, eingesetzt werden, und auch dann, wenn sich niemand im gekühlten Raum befindet. Wenn der Strom sehr billig ist, kann man dies den Familien, die so handeln, nicht übel nehmen. Denn sie haben ein falsches Signal erhalten und handeln dementsprechend.
Ein rationellerer Konsum
Schon 2004 hat Planungsminister Julio de Vido, der auch für Energie verantwortlich war, mit Daniel Cameron als Energiesekretär, ein Sparsystem eingeführt, genannt PURE („Programa de uso racional de la energía“), das diejenigen mit einem Abschlag auf die Stromrechnung belohnte, die ihren Verbrauch gegenüber der gleichen Vorjahresperiode gesenkt hatten. De Vido erklärte seinerzeit, die Ersparnis, die dabei in den ersten Jahren entstanden sei, entspreche der Leistung eines Kraftwerkes von 500 MW. Wie er dies berechnet hat, weiss man nicht; aber auf alle Fälle verringert ein rationeller Konsum den Bedarf an neuen Kraftwerken, die bedeutende öffentliche Mittel beanspruchen. Gegenwärtig ist es unerlässlich, beim Konsum zu sparen, damit der Bedarf mit den vorhandenen Kraftwerken auch bei wirtschaftlichem Wachstum gedeckt werden kann. Denn unmittelbar steht keine Inbetriebnahme neuer Kraftwerke oder von Erweiterungen bestehender in Aussicht. Im Gegenteil: es müssen Kraftwerke zum Teil für Instandhaltung ausgesetzt werden und man muss auch mit Pannen rechnen.
Man kann davon ausgehen, dass die starke Verteuerung des Stroms jetzt allegemein zu einem sparsameren Verbrauch führt. Abgesehen von der Verringerung des Defizites der Staatsfinanzen ist dies der tiefere Sinn der Tariferhöhung. Klimaanlagen sollten auf eine etwas höhere Temperatur eingestellt werden, bei Abschaltung, wenn sich niemand im gekühlten Raum befindet, und allgemein, bei Abschaltung der Lichter in Räumen, in denen sich niemand befindet. Das ist in Ländern wie Deutschland, der Schweiz und vielen anderen normal, entspricht jedoch nicht dem Verhalten der Argentinier. Darüber hinaus müsste die Regierung dies durch Propaganda anregen. Die Tarifzunahmen und das Sparsystem, das jetzt eingeführt wurde, das sich vom PURE unterscheidet, reichen nicht aus, um das Verhalten der Bevölkerung auf diesem Gebiet rationeller zu gestalten.
Dennoch sei bemerkt, dass im letzten Jahrzehnt ein allgemeiner Übergang von Glühbirnen auf Sparbirnen, auf der Basis von kleinen Glasröhren mit einer Gasfüllung, die auf den Strom mit Beleuchtung reagiert, stattgefunden hat. Ebenfalls sind die Haushaltsgeräte in den letzten Jahrzehnten sparsamer geworden. Bei der Strassenbeleuchtung wurden in der Stadt Buenos Aires unter Macri als Stadtchef LED-Lampen eingesetzt, die viel weniger Strom verbrauchen und länger dauern. Auch in anderen Gemeinden gab es einen Forschritt in diesem Sinn. Aber es fehlt noch viel.
Im öffentlichen Bereich bestehen viele andere Sparmöglichkeiten. Energieminister Aranguren wies darauf hin, dass aus Sicherheitsgründen nicht bei der Strassenbeleuchtung gespart werde. Aber in den Gebäuden der öffentlichen Verwaltung, wo das Licht oft auch nach den Bürostunden angeschaltet ist, kann man viel machen. Beim bestehenden Beamtenüberfluss sollten bestimmte Staatsangestellte eingesetzt werden, um die Lichter auszumachen, wenn niemand mehr da ist, und auch, um die Klimaanlagen auf höhere Temperaturen einzustellen und sie abzuschalten, wenn ihr Einsatz nicht notwendig ist.
Was Unternehmen betrifft, so bestehen auch Sparmöglichkeiten. In anderen Ländern erhalten Unternehmen einen Abschlag, die eigene Stromanlagen haben, die sie in Spitzenzeiten einsetzen. Auch allgemein sollten sie belohnt werden, wenn sie Strom sparen, sei es durch Einsatz von Maschinen, die weniger Strom verbrauchen, oder durch andere Massnahmen.
Die Stromversorgung reicht gegenwärtig knapp aus, um den Verbrauch in Momenten des Spitzenkonsums zu versorgen. Eine Panne bei einem Kraftwerk führt sofort zu Versorgungsproblemen. Stilllegungen von Stromanlagen für Wartung und Reparaturen werden hinausgeschoben, was die Gefahr von grösseren Schäden beinhaltet. Wenn es gelingt, den Verbrauch durch rationelles Verhalten von Unternehmern, Haushalten und Staatsbeamten zu verringern, kann vermieden werden, dass die Stromversorgung gelegentlich nicht ausreicht, was dann mit sogenannten „programmierten“ Stromausfällen gelöst wird, bei denen Gross Buenos Aires aufgeteilt wird, und die einzelnen Teile sukzessive für eine bestimmte Zeit keinen Strom erhalten.
Die Spielregeln für die Betreiber des Systems
Allein, die meisten Stromausfälle beruhen auf Pannen beim Verteilungssystem, das in Gross Buenos Aires von den Unternehmen Edesur und Edenor betrieben wird. Als das Verteilungssystem, das bis 1991 von der staatlichen Segba betrieben wurde, an die beiden privaten Betreiber übertragen wurde, nahmen die Stromausfälle in Zahl und Dauer zunehmend ab. Segba machte jeweils nur oberflächliche Reparaturen, so dass das gleiche Problem in kurzer Zeit wieder auftrat. Die privaten Betreiber hingegen führten in den einzelnen Fällen die Reparaturen gründlich durch, so dass sie sich nicht wiederholten. Doch unter den Kirchners wurde dieses effiziente System unterbrochen, weil Edesur und Edenor nicht mehr die Mittel hatten, um das System fortzusetzen, und auf eine prekäre Instandhaltung übergingen. Das führte dann zu mehr, grösseren und länger dauernden Stromausfällen, wobei einer besonders kräftig vor drei Jahren auftrat. Erst dann bewilligte die Regierung mehr Mittel für Instandhaltung. Dennoch gibt es mehr Pannen, die auch länger dauern, als Ende der 90er Jahre.
Grundsätzlich handelt es sich bei der Erzeugung, dem Ferntransport und der Verteilung von Strom darum, dass wieder Bedingungen für die Betreiber geschaffen werden müssen, die diesen erlauben und sie auch motivieren, rationell zu handeln, einen guten Dienst zu bieten und in bestimmten Fällen auch zu investieren. Die Konzessionsverträge aus der Menem-Regierung wurden ab 2002 von der Regierung (zunächst von Duhalde und dann von den Kirchners) einseitig ausser Kraft gesetzt und nicht durch neue ersetzt. Es blieb alles in der Luft. Es ist dringend notwendig, dass die Regierung jetzt neue Konzessionsverträge einführt, die gewiss auch mit den Betreibern abgesprochen werden müssen. Dabei muss bestimmt werden, wie weit die Kosten im weiteren Sinn, also auch mit Instandhaltung, plus ein normaler Gewinn, durch den Tarif oder durch Subventionen gedeckt werden. Aber es muss eine klare Regel geben. Dabei muss auch genau bestimmt werden, in welchen Fällen und wie weit die Betreiber Investitionen selber finanzieren. Ebenfalls muss ein System bestehen, bei dem die Regierung mit den Betreibern die einzelnen Investitionen bestimmt, denn die Unternehmer wissen dabei besser Bescheid als die Beamten. Es muss ein System mit klaren Spielregeln geben, das seit 2001 fehlt. Die Kirchner-Regierungen zielten bewusst oder unterschwellig auf eine Verstaatlichung der Stromwirtschaft hin, was der falsche Weg ist. Zum Glück sind sie auf halber Strecke stehen geblieben, mit Beibehaltung privater Verwalter der Unternehmen, so dass es jetzt einfacher ist, die verfahrene Lage einzurenken. Auch hier ist private Effizienz und Dynamik unerlässlich, um die beim Staat übliche Verschwendung, Bürokratie und Unordnung zu vermeiden und einen guten Dienst zu bieten, der im Fall der Stromwirtschaft kritisch für die ganze Wirtschaft ist.
Der hohe Investitionsbedarf
In Kraftwerken muss in unmittelbarer Zukunft viel investiert werden, wobei jetzt noch das Umweltproblem hinzukommt. Auch Argentinien muss dazu beitragen, dass der Ausstoss von Kohlendyoxid begrenzt wird und nicht zur Erhöhung der Temperatur des Planeten beiträgt. Es muss mehr in Wasser- und Windkraftwerken, auch in Solarzellen, investiert werden, wobei viele gute Möglichkeiten in diesem Sinn bestehen. Aber die Investition pro Megawatt ist viel höher als bei einem Wärmekraftwerk.
Bei der Finanzierung von Kraftwerken sollten die Weltbank und die Interamerikanische Entwicklungsbank stark eingesetzt werden. Das ist jetzt möglich. Beide Institute haben eine grosse Erfahrung auf diesem Gebiet, die sehr nützlich sein kann. Die Beträge, um die es hier geht, sind sehr hoch, von zehntausenden von Milliarden Dollar, so dass es wichtig ist, dass die Zinsen relativ niedrig sind und die Laufzeit sehr lang ist. Ebenfalls können auch weiche Kredite von Handelsbanken beansprucht werden, nachdem die Institute, die das politische Risiko bei Lieferungen von Kapitalgütern, also auch Turbinen u.a. Anlagen für Kraftwerke, versichern (Hermes in Deutschland, Coface in Frankreich u.s.w.) jetzt wieder für Argentinien eingesetzt werden können. Eventuell können kleinere Kraftwerke auch von Privatunternehmen durchgeführt, finanziert und betrieben werden. Bei grösseren kann man an eine Zusammenarbeit denken, wobei es wichtig wäre, dass die Betreibung privat ist, da dies für mehr Effizienz sorgt. Wenn der Privatunternehmer kein Kapital beisteuert, oder nur wenig, dann muss man ein System ausarbeiten, das ihn für Effizienz belohnt und für schlechte Verwaltung bestraft. Man kann dies mit bestimmten Koeffizienten messen.
Jetzt müssen einmal die einzelnen Projekte gründlich studiert werden, wobei Prioritäten auf der Grundlage der Investition pro MW und der Kosten pro MWSt. (bei der auch die Kapitalkosten voll berücksichtigt werden) aufgestellt werden. Im Energieministerium gibt es gute Fachleute für diese Tätigkeit. Aber ausserdem arbeiten acht bedeutende Energieexperten, die alle Staatssekretäre für Energie unter verschiedenen Regierungen waren, seit Jahren gemeinsam an der Energieproblematik. Minister Aranguren hat schon Kontakt mit ihnen aufgenommen. Sie müssen unbedingt formell verpflichtet werden. Argentinien kann sich nicht den Luxus leisten, in einer so kritischen Thematik wie der elektrischen Energie, auf so viel Wissen, Erfahrung und Talent zu verzichten.
Unmittelbar muss das Projekt der zwei grossen Wasserkraftwerke in Santa Cruz aufgegeben werden. Diese Kraftwerke sind sehr unwirtschaftlich, wobei die Stromkosten doppelt so hoch liegen, wie bei anderen möglichen Wasserkaftwerken und auch die Investition pro Megawatt unverhältnismässig höher ist. Um es anders zu sagen: mit dem gleichen Geld kann bei anderen Projekten gut doppelt so viel Strom erzeugt werden. Die schon vollzogenen Investitionen müssen als Verlust gebucht werden. Das ist billiger als die Vollendung der Kraftwerke. Der chinesische Kredit sollte dann auf ein anderes Kraftwerk übertragen werden. Aber in Santa Cruz muss auch das schon fertiggestellte Wärmekraftwerk in Rio Turbio stillgelegt, abmontiert und verlegt werden. Es hat dort keinen Sinn, einmal, weil es sehr unwirtschaftlich ist, dann, weil es hohe Investionen erfordert, um die Kohlenförderung auszubauen, dann, weil es keinen Sinn hat, den Strom bis zu den weit entfernten Konsumzentren zu befördern, und schliesslich, weil der Einsatz von Kohle bei einem Kraftwerk einen hohen Ausstoss an Kohlendyoxid verursacht. In Paris wurde bei der jüngsten internationalen Klimakonferenz vereinbart, den Einsatz von Kohle bei Kraftwerken so weit wie möglich einzuschränken, und mehrere Staaten haben schon in diesem Sinn gehandelt. In Santa Cruz, wo ständig ein starker Wind blässt, sind optimale Bedingungen für Windkraftwerke gegeben, die auch geographisch verteilt werden können, um Investitionen für den Stromtransport und Betriebskosten zu sparen. Die Entscheidungen, die hier getroffen werden müssen, sind gewiss politisch schwierig. Doch die Macri-Regierung sollte besonders hier zeigen, dass sie den Mut zur Vernunft hat.